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Drucksache VI/2806 


Sachgebiet 613 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I '4 (IV/1) - 680 70 - E - Ze 2 71 Bonn, den 15, November 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschallsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemein- 
schaftszollkontingents (für das Jahr 1971) für Zeitungs- 
druckpapier der Tarifstelle 48.01 A des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemein- 
schaf tszollkontingenls (für das Jahr 1971) für Ferrosilizium 
der Tarifstelle 73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemein- 
schaftszollkontingents (für das Jahr 1971) für Ferrosilizium- 
mangan der Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines zusätzlichen Gemein- 
schaftszollkontingents (für das Jahr 1971) für Ferrochrom, 
mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundert- 
teilen oder weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 
90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Ferrochrom) 
der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Die Entwürfe sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Oktober 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Verordnungs- 
entwürfen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Verordnungsentwürfe 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Verordnungsentwürfen 
übermittelte Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Anhang A 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines 
zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1971) 
für Zeitungsdruckpapier der Tarif stelle 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- i 
päisdien Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission 
unterbreiteten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2v569/7() vom 17. De- 
zember 1970 M hat der Rat bereits für das Jahr 1971 
ein Gemeinschaftszollkontingent für Zeitungsdruck- 
papier in Höhe von 1 193 000 Tonnen (das sidi aus 
einer vertragsmäßigen Kontingentsmenge von 
625 000 Tonnen und einer autonomen Kontingents- 
menge von 568 000 Tonnen zusammensetzt) eröffnet 
und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Unter Berücksichtigung der derzeitigen Produk- 
tionsmöglichkeiten in der Gemeinschaft wird die 
vorgenannte Kontingentsmenge von 1 193 000 Ton- 
nen den Einfuhrbedarf an Zeitungsdruckpapier der 
Gemeinschaft aus dritten Ländern nicht ganz dek- 
ken. Die Eröffnung eines zusätzlichen Gcmein- 
schaftszollkonlingents, dessen Höhe aufgrund der 
von den einzelnen Mitgliedstaaten aufgestellten 
Vorausschätzungen zur Zeit auf 16 000 Tonnen fest- 
gesetzt werden kann, erscheint deshalb zweckmäßig. 

Es ist vor allem sicherzustollen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz 
ohne Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren der be- 
treffenden Ware in allen Mitgliedstaaten bis zur 
Aiisnutzimg des Kontingents angewandt wird. Der 
Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
Gemeinschaftszoll kontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 
sichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem 
Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen, der einer- 
seits an Hand der statistischen Angaben über die 
während eines repräsentativen Bezugszeitraums ge- 
tätigten Einfuhren aus dritten Ländern und anderer- 
seits nach den Wirtschaftsaussichten für das betref- 
fende Kontingentsjahr zu berechnen ist. 


Auf Grund der statistischen Angaben für die Jahre 
1967 bis 1969 und mit Rück.sicht auf die voraussicht- 
liche Entwicklung des Marktes für Zeitungsdruck- 
papier während des Jahres 1971 ergab sich folgende 
prozentuale Beteiligung an dem mit der vorgenann- 
ten Verordnung eröffneten Gemeinschaftszollkontin- 
1 gont von 1 193 000 Tonnen: 


Deutschland 

58 

Frankreich 

13,5 

Italien 

0,5 

Niederlande 

21,7 

B.L.W.U. 

6,3. 


i 

' Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
I kontingent handelt, das zur Deckung des in der 
1 Gemeinschaft auftretenden zusätzlichen Einfuhr- 
I bedarfs bestimmt ist, kann eingeräumt werden, daß 
j die Aufteilung der zusätzlichen Kontingentsmenge 
I entsprechend dem von den einzelnen Mitgliedstaa- 
1 ten gemeldeten tatsächlichen Bedarf erfolgt. Nur 
I Frankreich hat einen zusätzlichen Bedarf von etwa 
! 14 000 Tonnen angemeldet. Eine Beteiligung der 
I anderen Mitgliedstaaten an der vorgesehenen Er- 
i liöhung des Gemeinschaftszollkontingents ist zur 
; Zeit, angesichts des Standes der Ausschöpfung 
j ihrer Quoten, die ihnen aus dem durch die 
; vorgenannte Verordnung eröffneten Kontingent 
I zugewiesen wurden, aufgrund der letzten verfüg- 
I baren wirtschaftlichen und statistischen Angaben 
! nicht gerechtfertigt. Sollte allerdings in diesen Mit- 
I gliedstaaten später ein zusätzlicher Bedarf auftreten, 
i so hätten diese stets die Möglichkeit, das in Arti- 
I kel 3 dieser Verordnung festgelegte Verfahren in 
1 Anspruch zu nehmen. Dieses Aufteilungssystem ge- 
währleistet außerdem die einheitliche Anwendung 
des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in den einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die zusätzliche Kontingents- 
inenge in zwei Raten zu teilen, wobei die erste Rate 
Frankreich zugewiesen wird und mengenmäßig dem 
tatsächlichen Bedarf dieses Landes entspricht, wäh- 
rend die zweite Rate als Reserve zur späteren Dek- 
kung des Bedarfs dieses Mitgliedstaates bestimmt 
ist, falls er seine neue Quote ausgeschöpft hat, sowie 
zur Deckung des gegebenenfalls in den anderen Mit- 
gliedstaaten auftretenden Bedarfs. 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, Seite 10 
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Dio. ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasdi ausgesdiopft wer- 
den. üin dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrctdiungen ausziischalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz 
dusgenutzt hat. die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung 
muß jeder Miigliedstaat vornehmen, wenn seine ein- 
zelnen zusätziidien Quoten fast ganz aiisgenulzt 
sind, und soweit noch eine Reservemenge vorhanden 
ist. Die ursprünglidien und zusätzlichen Quoten 
müssen bis zum Ende des Kontingentszeitraums gel- 
ten. Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission, die vor allem die Möglichkeit 
liaben muß, den Stand der Ausnutzung der Kontin- 
gentsmengo zu verfolgen und die Mitgliedstaaten 
davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
genlszeitraums in einem der Mitgliedslaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinschaftszollkontingents in einem der Mitglied- 
staaten nicht ausgemitzt wird, während er in ande- 
ren Mitgliedstaaten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtsdiaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese bei der Aufteilung 
des betreffenden Zollkontingents vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtsdiaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1971 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Zeitungsdruckpapier der 
Tarifstelle 48.01 A im Rahmen eines zusätzlidien Ge- 
meinsdiaftszollkontingents von 16 000 Tonnen voll- 
ständig ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Vorbehaltlich des Artikels 6 wird Frankreich 
eine erste Rate von 14 000 Tonnen aus diesem Ge- 
meinschaftszollkonlingent zugewiesen. 

2. Die zw'eite Rate in Höhe von 2 000 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Deutschland, Italien oder in den Benelux- 
staaten ein Bedarf an Zeitungsdruckpapier auf, dann 
entnehmen diese Mitgliedstaaten eine angemessene 
Quote aus der Reserve, soweit die Reservemenge es 
gestattet. 


Diese Mitgliedstaaten treffen die erforderlidien 
Maßnahmen, um die Bcteiliglon von dieser Mög- 
lichkeit zu uiiierrichten. 


Artikel 4 

1. Hat der in Artikel 2 genannte Mitgliedstaat 
seine gemäß Artikel 2 Absatz 1 festgelegte ur- 
sprüngliche Quote oder - bei Anw^endung des Arti- 
kels 6 - die gleiche Quote abzüglich der auf die 
Reserve übertragenen Menge zu 90 v. H. oder mehr 
ausgenutzt, so nimmt er unverzüglich durch Mittei- 
lung an die Kommission die Ziehung einer zweiten 
Quote in Höhe von 10 v.H. seiner ursprünglichen 
Quote vor, sow^eit die Reservemenge ausreicht. 

2. Ist nach Aussdiöpfung der ursprünglichen Quote 
(Uo zweite von diesem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
diesc'r Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung 
an die Kommission die Ziehung einer dritten Quote 
in Höhe von 5 v. H. seiner ursprünglichen Quote 
vor, soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von diesem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser Mit- 
gliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vier- 
ten Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann dieser Mitgliedstaat die Ziehung niedrigerer 
Quoten als in diesen Absätzen vorgesehen vor- 
nehmen, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
diese nicht ausgeschöpft werden könnten. Er unter- 
richtet die Kommission über die Gründe, die ihn ver- 
anlaßt haben, die Bestimmungen dieses Absatzes 
anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1971. 

Artikel 6 

Hat Frankreich seine ursprüngliche Quote am 15. 
November 1971 nicht ausgeschöpft, so überträgt es 
spätestens am 10. Dezember 1971 von der nicht aus- 
genutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ur- 
sprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. Es 
kann eine größere Menge übertragen, wenn Grund 
zu der Annahme besteht, daß die betreffende Menge 
nidit ausgenutzt werden könnte. 

Die Mitgliedstaalen teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1971 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. November 1971 einschließlich durchgeführt 
und auf das Gemeinschaftszollkoniingent angerech- 
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net haben. Frankreich ergänzt diese Mitteilung ge- 
gobenenfalls durch Angabe des Teiles seiner ur- 
sprünglichen Quote, den es auf die Reserve über- 
trägt. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
Staaten über den Stand der Ausschöpfung der Re- 
serve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1971 über die Reservemenge, die nach 
den in Anwendung von Artikel 6 erfolgten Über- 
tragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung mit der Reserve 
ausgesdiöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 

Artikel 8 

1. Öie Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 oder 4 gezogenen zusätzlichen Quoten die 
fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten 
Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu er- 
möglichen. 


2. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle Maßnahmen, 
um den in ihrem Gebiet ansässigen Importeuren der 
betreffenden Ware freien Zugang zu den ihnen zu- 
geteilten Quoten zu garantieren. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der einzelnen Mitgliedstaaten wird an Hand 
der Einfuhren der betreffenden Ware festgestellt, 
die zur Zollabfertigung mit einer Anmeldung zum 
freien Verkehr gestellt wird. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang B 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines 
zusät^Iidien Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1971) 
für Ferrosilizium der Tarifstelle 73.02 C 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgeineinschall, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnalune des von der Kommission 
u n te rb r ei t e ton Ver o r dn ung s e n t vv u rf s , 

in Erwägung nachstehtMidcr Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2571/70 vom 17. 
Dezember 1970^) hat der Rat für das Jahr 1971 be- 
reits ein vertragsmäßiges zollfreies Gemeinschafts- 
zollkontingent für Ferrosilizium, der Tarifstelle 
73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs, in Höhe von 
20 000 Tonnen eröffnet und auf die Mügliedstaaten 
aufgeteilt. 

An Hand der Vorausscliätzuiigon der Mitglied- 
staaten darf angenommen werden, daß der Ver- 
brauch und die Erzeugung der betreflendcn Ware in 
der Gemeinschaft im Laufe des Jahres 1971 474 000 
Tonnen bzw. 351 000 Tonnen erreidien werden. Die 
Ausfuhren nach dritten Ländern Icisson sich für 1971 
auf 20 000 Tonnen und die iiii aktiven Vcredelungs- 
verkehr durchgeführten Einfuhren aus dritten Län- 
dern auf 1000 Tonnen veranschlagen. Damit kann 
der Einfuhrbedarf der Gemeinschaft aus dritten Län- 
dern 102 000 Tonnen erreidien. Eine Kontingents- 
menge von 20 000 Tonnen ist jedoch bereits eröffnet 
worden. Damit die Entwicklungsaussiditen des Pro- 
duktionssektors in der Gemeinschaft, dessen Kapa- 
zitäten übrigens manchmal nur teilweise ausgenutzt 
.sind, nicht beeinträchtigt werden, erscheint es je- 
doch angezeigt, in dieser Verordnung nur eine zu- 
sätzliche Menge von 22 000 Tonnen zuin Zollsatz von 
7 Vo für diese Ware festzusetzen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz ohne 
Unterbrediung auf sämtliche Einfuhren der betref- 
fenden Ware in allen Mitgliedstaaten bis zur Aus- 
nutzung des Kontingents angewandt wird. Der Ge- 
meinsdiaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 


: siditigl wird, ist diese Aufteilung entsprediend dem 
Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen, der einer- 
seits an Hand der statistischen Angaben über die 
, während eines repräsentativen Bezugszeitraiims ge- 
I tätigten Einfuhren aus dritten Ländern und anderer- 
seits nach den Wirtschaftsaussichten für das be- 
treffende Kontingentsjahr zu berechnen ist. 

Aufgrund der statistischen Angaben über die 
Jahre 1967 bis 1969 und der Entwicklungsaussichten 
für die Marktlage von Ferrosilizium während des 
laufenden Jahres ergab sich folgende prozentuale 
Beteiligung an d(}m mit der vorgenannten Verord- 
nung eröffneten Gemeinschaftszollkontingent von 
; 20 000 Tonnen: 


Deutschland 

17,5 

Frankreich 

0,25 

Italien 

4,75 

Niederlande 

18,5 

Belgisch-Luxemburgische 


Wirtschciftsunion 

59,0. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kentingent handelt, das zur Deckung des in der Ge- 
meinschaft auftretenden zusätzlichen Einfuhrbedarfs 
bestimmt ist, kann eingeräumt werden, daß die 
Aufteilung der zusätzlichen Kontingentsmenge ent- 
sprechend dem von den einzelnen Mitgliedstaaten 
gemeldeten tatsächlichen Bedarf erfolgt. Nur die 
drei zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
1 schlossenen Mitgliedstaaten haben einen zusätz- 
: liehen Bedarf von 20 000 Tonnen angemeldet. Eine 
i Beteiligung der anderen Mitgliedstaaten an der vor- 
* gesehenen Erhöhung des Gemeinschaftszollkontin- 
gents ist zur Zeit angesichts des Standes der Aus- 
schöpfung ihrer Quoten, die ihnen aus dem durch die 
vorgenannte Verordnung eröffneten Zollkontingent 

■ zugewiesen wurden, sov/ie aufgrund der letzten ver- 
fügbaren wirtschaftlichen und statistischen Angaben 

; nicht gerechtfertigt. Sollte allerdings in diesen Mit- 
gliedslaaten später ein zusätzlicher Bedarf auftreten, 

I so hätten diese stets die Möglichkeit, das in Artikel 
! 3 dieser Verordnung festgelegte Verfahren in An- 
I Spruch zu nehmen. Dieses Aufteilungssystem ge- 
1 währleistet außerdem die einheitliche Anwendung 

■ des Gemeinsamen Zolltarifs. 


i 

j 0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Oktober 1970, Seite 5 
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Um der moglidien Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in den einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in 
zwei Raien zu teilen, wobei die erste Rate den Bene- 
luxländern zugewiesen wird und die zweite Rate als 
Reserve zur späteren Deckung des Bedarfs dieser 
Mitgliedstaaten bestimmt ist, falls sie ihre Quote 
ausgeschöpft haben, sowie zur Deckung des gegebe- 
nenfalls in den anderen Mitgliedstaaten auftreten- 
den zusätzlichen Bedarfs. Um den Importeuren der 
Beneluxländer eine gewisse Sicherheit zu gewähr- 
leisten, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, d. h. 
auf 18 000 Tonnen festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschallen, muß jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
jeder Milgliedstaat vornehmen, wenn seine einzel- 
nen zusätzlichen Quoten fast ganz ausgenutzt sind, 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten müssen 
bis zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. 
Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission, die vor allem den Stand der Aus- 
schöpfung der Kontingentsmenge verfolgen und die 
Mitgliedstaaten darüber unterrichten können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinschaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
nicht ausgenutzt wird, während er in anderen ver- 
wendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese bei der Aufteilung 
des betreffenden Zollkontingents vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verv/altung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1971 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrosilizium der Tarif- 
stelle 73.02 C im Rahmen eines zusätzlichen Ge- 
nieinschaftszollkontingents von 22 000 Tonnen auf 
7 ®/o ausgesetzt. 


Artikel 2 

1. Vorbehaltlich des Artikels 6 wird den Benelux- 
ländern eine erste Rate von 18 000 Tonnen aus 
diesem Gemeinschaftszollkontingent zugewiesen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 4 000 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Deutschland, Frankreich oder Italien ein 
Bedarf an Ferrosilizium auf, dann entnehmen diese 
Mitgliedstaaten eine angemessene Quote aus der 
Reserve, soweit die Reservemenge es gestattet. 

Diese Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Beteiligten von dieser Mög- 
lichkeit zu unterrichten. 

Artikel 4 

1. Haben die ßeneJuxsLaaten ihre gemäß Artikel 2 
Absatz 1 feslgelegte ursprüngliche Quote oder - bei 
Anwendung des Artikels 6 - die gleiche Quote ab- 
züglich der auf die Reserve übertragenen Menge zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt der diese 
Wirtschaftsunion vertretende Mitgliedstaat unver- 
züglich durch Mitteilung an die Kommission die 
Ziehung einer zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. 
der ursprünglichen Quote vor, soweit die Reserve- 
menge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von den Beneluxstaaten gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt der die 
Wirtschaftsunion vertretende Mitgliedstaat durch 
Mitteilung an die Kommission die Ziehung einer 
dritten Quote in Höhe von 5 v. H. der ursprüng- 
lichen Quote vor, soweit die Reservemenge aus- 
reicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von den Beneluxstaaten gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt der die 
Wirtschaftsunion vertretende Mitgliedstaat gemäß 
Absatz 2 die Ziehung einer vierten Quote in Höhe 
der dritten Quote vor. Dieses Verfahren wird sinn- 
gemäß bis zur Erschöpfung der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann der die Beneluxstaaten vertretende Mitglied- 
staat Ziehungen niedrigerer Quoten als in diesen 
Absätzen vorgesehen vornehmen, wenn Grund zur 
Annahme besteht, daß diese nicht ausgeschöpft wer- 
den könnten. Er unterrichtet die Kommission über 
die Gründe, die ihn veranlaßt haben, die Bestim- 
mungen dieses Absatzes anzuwenden. 

Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1971. 
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Artikel 6 

Haben die Beneluxstaaten ihre ursprüngliche Quote 
am 15. November 1971 nicht ausgeschöpft, so über- 
tragen sie von der nicht ausgenutzten Menge den 
Teil, der 20 v. H. ihrer ursprünglichen Quote über- 
steigt, spätestens am 10. Dezember 1971 auf die 
Reserve. Sie können eine größere Menge übertra- 
gen, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß die 
betreffende Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1971 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. November 1971 einschließlich durchgeführt 
und auf das Gemeinschaftszollkontingent angerech- 
net haben. Die Beneluxstaaten ergänzen diese Mit- 
teilung gegebenenfalls durch Angabe des Teiles 
ihrer ursprünglichen Quote, den sie auf die Reserve 
übertragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfung der Re- 
serve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1971 über die Menge der Reserve 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung ver- 
nimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 


Artikel 3 und 4 gezogenen zusätzlichen Quoten, die 
fortlaufende Anrechnung auf ihren kumulierten An- 
teil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu ermög- 
lichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den Importeuren 
der betreffenden Ware, die sich in seinem Gebiet 
niedergelassen haben, freien Zugang zu den ihm 
zugeteilten Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit einer 
Anmeldung zwecks Abfertigung zum freien Verkehr 
auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
einzelnen Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß 
Absatz 3 angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


i A r t i k e 1 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
j im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
; Artikel eng zusammen. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang C 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines 
zusätzlidien GemeinsdiaftszoUkontingents (für das Jahr 1971) 
für Ferrosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gesLützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission 
unterbreiteten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2576/70 vom 17. De- 
zember 1970 ') hat der Rat für das Jahr 1971 ein ver- 
tragsmäßiges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent 
für Ferrosiliziummangan, der Tarifstelle 73.02 D des 
Gemeinsamen Zolltarifs, in Höhe von 50 000 Tonnen 
eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

An Hand der Vorausschätzungen der Mitglied- 
staaten darf angenommen werden, daß der Ver- 
brauch und die Erzeugung der betreffenden Ware 
in der Gemeinschaft im Jahre 1971 157 450 Tonnen 
bzw. 72 000 Tonnen erreichen werden. Die Ausfuh- 
ren nach dritten Ländern werden etwa 5500 Tonnen 
und die im aktiven Veredelungsverkehr durchge- 
führten Einfuhren rund 3000 Tonnen betragen. So- 
mit läßt sich der Einfuhrbedarf der Gemeinschaft 
aus dritten Ländern mit 76 950 Tonnen für das ganze 
Jahr 1971 veranschlagen. Der Rat hat jedoch bereits 
eine Gesamtkontingentsmenge von 50 000 Tonnen 
eröffnet. Es ist deshalb zweckmäßig, ein zusätz- 
liches Zollkontingent in Höhe von 26 950 Tonnen zu 
eröffnen und den anzuwendenden Kontingentszoll- 
satz auf 4Vo festzusetzen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz ohne 
Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren der betref- 
fenden Ware in allen Mitgliedstaaten bis zur Aus- 
nutzung des Kontingents angewandt wird. Der Ge- 
meinschaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 
sichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem 
Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen, der einer- 
seits an Hand der statistischen Angaben über die 


während eines repräsentativen Bezugszeitraums ge- 
tätigten Einfuhren aus dritten Ländern und anderer- 
seits nach den Wirtschaftsaussichten für das be- 
treffende Kontingentsjahr zu berechnen ist. 

Aufgrund der statistischen Angaben über die 
Jahre 1967 bis 1969 und der Entwicklungsaussichten 
für die Marktlage von Ferrosiliziummangan wäh- 
rend des laufenden Jahres ergab sich folgende pro- 
zentuale Beteiligung an dem mit der vorgenannten 
Verordnung eröffneten Gemeinschaftszollkontingent 
von 50 000 Tonnen: 


Deutschland 

70 

Frankreich 

0,5 

Italien 

15 

Niederlande 

1.5 

Belgisch-Luxemburgische 


Wirtschaftsunion 

13,0. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des in der Ge- 
meinschaft auftretenden zusätzlichen Einfuhrbedarfs 
bestimmt ist, kann eingeräumt werden, daß die Auf- 
teilung der zusätzlichen Kontingentsmenge ent- 
sprechend dem von den einzelnen Mitgliedstaaten 
gemeldeten tatsächlichen Bedarf erfolgt. Deutschland 
und die drei zu der Wirtschaftsunion Benelux zu- 
sammengeschlossenen Mitgliedstaaten haben einen 
zusätzlichen Bedarf von rund 24 000 Tonnen bzw. 
4400 Tonnen angemeldet. Eine Beteiligung der ande- 
ren Mitgliedstaaten an der vorgesehenen Erhöhung 
des Gemeinschaftszollkontingents ist zur Zeit ange- 
sichts des Standes der Ausschöpfung ihrer Quoten, 
die ihnen aus dem durch die vorgenannte Verord- 
nung eröffneten ursprünglichen Zollkontingent von 
50 000 Tonnen zugewiesen wurden, sowie aufgrund 
der letzten verfügbaren wirtschaftlichen und stati- 
stischen Angaben nicht gerechtfertigt. Sollte aller- 
dings in diesen Mitgliedstaaten später ein zusätz- 
licher Bedarf auftreten, so hätten diese stets die 
Möglichkeit, das in Artikel 3 dieser Verordnung 
festgelegte Verfahren in Anspruch zu nehmen. Die- 
ses Aufteilungssystem gewährleistet außerdem die 
einheitliche Anwendung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, Seite 26 


9 



Drucksadle VI/2806 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Um der möglichen Entwiddung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in den einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in 
zwei Raten zu teilen, wobei die erste Rate auf 
Deutschland und die Beneluxstaaten aufgeteilt wird 
und die zweite Rate eine Reserve bildet, aus der 
später der Bedarf dieser Mitgliedstaaten gedeckt 
werden soll, falls sie ihre ursprüngliche Quote aus- 
geschöpft haben, sowie zur Deckung des gegebenen- 
falls in den anderen Mitgliedstaaten auftretenden 
zusätzlichen Bedarfs. Um den Importeuren der Mit- 
gliedstaaten eine gewisse Sicherheit zu gewähr- 
leisten, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch, d. h. 
auf 25 000 Tonnen, festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, muß jeder Mitglied- 
staat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz aus- 
genutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine einzel- 
nen zusätzlichen Quoten fast ganz ausgenutzt sind, 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten müssen 
bis zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. 
Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission, die vor allem den Stand der Aus- 
schöpfung der Kontingentsmenge verfolgen und die 
Mitgliedstaaten darüber unterrichten können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinsdiaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
nicht ausgenutzt wird, während er in anderen ver- 
wendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusamnienge- 
schlossen haben und durch diese bei der Aufteilung 
des betreffenden Zollkontingents vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1971 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrosiliziummangan 
der Tarifstelle 73.02 D im Rahmen eines zusätz- 
lichen Gemeinschaftszollkontingents von 26 950 Ton- 
nen auf 4 Vo ausgesetzt. 


Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 25 000 Tonnen auf bestimmte 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbe- 
haltlich des Artikels 6 bis zürn 31. Dezember 1971 
gelten, belaufen sich für diese Mitgliedstaaten auf 
folgende Mengen: 

Deutschland 21 125 Tonnen, 

Benelux 3 875 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 1950 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Artikel 3 

Tritt in Frankreich oder Italien ein Bedarf an Ferro- 
siliziuinmangan auf, so entnehmen diese Mitglied- 
staaten eine angemessene Quote aus der Reserve, 
soweit diese es gestattet. 

Diese Mitgliedstatcn treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um die Beteiligten von dieser Möglichkeit 
zu unterrichten. 

Artikel 4 

1. Nutzt einer der in Artikel 2 genannten Mitglied- 
staaten seine gemäß Artikel 2 Absatz 1 festgelegte 
ursprüngliche Quote oder - bei Anwendung des 
Artikels 6 - die gleiche Quote abzüglich der auf die 
Reserve übertragenen Menge zu 90 v. H. oder mehr 
aus, so nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an 
die Kommission die Ziehung einer zweiten Quote in 
Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem dieser Mitgliedstaaten ge- 
zogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mit- 
teilung an die Kommission die Ziehung einer dritten 
Quote in Höhe von 5 v. H. seiner ursprünglichen 
Quote vor, soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöp- 
fung der Reserve angewandt. 

4. ln Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
können diese Mitgliedstaaten Ziehungen niedrigerer 
Quoten als in diesen Absätzen vorgesehen vorneh- 
men, wenn Grund zur Annahme besteht, daß diese 
nicht ausgeschöpft werden könnten. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwen- 
den. 
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Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1971. 


Artikel 6 

Hat ein Milgliedstaat seine ursprüngliche Quote am 
15. November 1971 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er von der nicht ausgonulzten Menge den Teil, der 
20 V. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 10. Dezember 1971 auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgeniitzl worden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission spätestens 
am j(). Dezember 1971 die Gesamtmenge der Ein- 
fuhren der betreffenden Ware mit, die er bis zum 
15. November 1971 einschließlich durchgeführt und 
auf das Gemeinschaftszoll kontingent angerochnet 
hat. Deutschland und die Eeneluxstaaten ergänzen 
diese Mitteilung durch Angabe des Teiles ihrer ur- 
sprünglichen Quote, den sie auf die Reserve über- 
tragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
N'iigliedsiaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eiöffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
Staaten über den Stand der Aus.sdiöpfung der Re- 
serve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1971 über die Menge der Reserve 
nach den in Anwendung von Artikel b erfolgten 
Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 


j Artikels 

I 

I 1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
1 Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 
I Artikel 3 und 4 gezogenen zusätzlichen Quoten die 
: fortlaufende Anrechnung auf ihren kumulierten An- 
teil an dem Gemeinschaf tszollkontingent zu ermög- 
: liehen. 

I 

i 2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den Importeuren 
^ der betreffenden Ware, die sich in seinem Gebiet 
; niedergelassen haben, freien Zugang zu den ihm zu- 
i geteilten Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
; betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 

der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit einer 
Anmeldung zwecks Abfertigung zum freien Verkehr 
i auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
; tatsädilich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikeln 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

j 

; Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
! lieh und gilt unmitttelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang D 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines 
zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1971) 
für Ferrochrom, mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 
Gewichtshundertteilen oder weniger und an Chrom von mehr 
als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Ferro- 
chrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des von der Kommission vor- 
gelegten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2577/70 des Rates 
vom 17. Dezember 1970^) hat der Rat für das Jahr 
1971 bereits ein vertragsmäßiges zollfreies Gemein- 
schaftszollkontingent für Ferrochrom, mit einem Ge- 
halt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundertteilen 
oder weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 
90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Ferro- 
chrom), der Tarifstelle ex 73.02 EI des Gemeinsamen 
Zolltarifs, in Höhe von 3000 Tonnen eröffnet und 
auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Hält man sich lediglich an die Vorausschätzungen 
der Regierungen aller Mitgliedstaaten für den Ver- 
brauch, die Erzeugung, die Ausfuhren nach dritten 
Ländern und den aktiven Veredelungsverkehr, dann 
könnte der Gemeinschaftsbedarf an hochraffiniertem 
Ferrochrom für 1971 durch das vorgenannte Gemein- 
schaftszollkontingent von 3000 Tonnen sowie die 
Gemeinschaftsproduktion gedeckt werden. Im Jahre 
1967, als letztmalig Zollkontingente für diese Ferro- 
legierung gewährt worden sind, betrug die Gesamt- 
menge dieser Kontingente 3960 Tonnen. Im vor- 
liegenden Fall und ausnahmsweise erscheint es an- 
gezeigt, das für 1971 eröffnete Gemeinschaftszoll- 
kontingent in einem angemessenen Umfang zu er- 
höhen, damit die herkömmlichen Handelsströme 
zwischen einigen Verbrauchern in der Gemeinschaft 
und Lieferanten in bestimmten Drittländern nicht zu 
plötzlich beeinträchtigt werden. Eine zusätzliche 
Kontingentsmenge von 250 Tonnen zum Zollsatz 
von 6 “/() dürfte für diesen Zweck genügen und 
gleichzeitig die Verbraucher der EWG dazu veran- 
lassen, sich stärker innerhalb der Gemeinschaft zu 
versorgen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 


' der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz ohne 
; Unterbrechung auf sämtliche Einfuhren der betref- 
; fenden Ware in allen Mitgliedstaaten bis zur Aus- 
! nutzung des Kontingents angewandt wird. Der Ge- 
mcinschaftscharakter dieses Kontingents kann im 
Hinblick auf die oben herausgestellten Grundsätze 
; dadurch gewahrt werden, daß der Ausnutzung des 
I Gemeinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
, Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
■ wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung der 
betreffenden Ware möglichst weitgehend berück- 
: sichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem 
, Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen, der einer- 
' seits an Hand der statistischen Angaben über die 
! während eines repräsentativen Bezugszeitraums ge- 
I tätigten Einfuhren aus dritten Ländern und anderer- 
I seits nach den Wirtschaftsaussichten für das be- 
I treffende Kontingentsjahr zu berechnen ist. 

! Aufgrund der statistischen Angaben über die 
i Jahre 1967 bis 1969 und der Entwicklungsaussich- 
I ten für die Marktlage von Ferrochrom während des 
j laufenden Jahres ergab sich folgende prozentuale 
! Beteiligung an dem mit der vorgenannten Verord- 
! nung eröffneten Gemeinschaftszollkontingent von 
I 3 000 Tonnen: 


Deutschland 

6,66 

Frankreich 

0,34 

Italien 

87,00 

Niederlande 

1,66 

Belgisch-Luxemburgische 


Wirtschaftsunion 

4,34. 


I Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
j kontingent handelt, das zur Deckung des in der Ge- 
I meinschaft auftretenden zusätzlichen Einfuhrbedarfs 
I bestimmt ist, kann eingeräumt werden, daß die Auf- 
I teilung der zusätzlichen Kontingentsmenge entspre- 
chend dem von den einzelnen Mitgliedstaaten ge- 
meldeten tatsächlichen Bedarf erfolgt. Italien und 
j die drei zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
i geschlossenen Mitgliedstaaten haben einen zusätz- 
j liehen Bedarf von insgesamt 200 Tonnen angemcl- 

i det. Eine Beteiligung der anderen Mitgliedstaaten an 

i 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 280 
vom 26. Dezember 1970, Seite 29 
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der voryeselienen Erhöhung des Gomeinscluiftszoll- 
konlingents ist zur Zeit angesichts des Standes der 
;\usschöpfung ihrer Quoten, die ihnen aus dem 
durch die vorgenannte Verordnung eröffnoten ur- 
sprünglichen Zollkontingent von 3000 lonnen zu- 
ge\vi(‘sen wurden, sowicj auf Grund der leizten ver- 
tügbaren wirtschaftlichen und statistischen Angaben 
nicht gercchtlerligt. Sollte allerdings in diesen Mit- 
glieds iaaten später ein zusätzlicher Bedarf auf treten, 
so hätten diese stets die Möglichkeit, das in Artikel 
3 dieser Verordnung feslgelegte Verlahren in An- 
spruch zu nehmen. Dieses Aufteilungssystem ge- 
wcihrleistel außerdem die einheitliche Anwendung 
des Gtuneinsanien Zolltarifs. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
beLreffoiidon Ware in den einzelnen Milgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsnienge in 
7W(ü Raten zu teilen, wobei die erste Rate auf be- 
stininUe Mitgliedstaaten aufgeteilt wird und die 
zweite eine Reserve bildet, aus der später der Be- 
darf dieser Mitgliedstaaten gedeckt werden soll, 
falls sic ihre ursprüngliche Quote ausgeschöpft 
iuibeii sowie zur Deckung des gegebenenfalls in den 
anderen Mitglieclstaateri auftretenden zusätzlichen 
Bedarfs. Um den Importeuren der Mitgliedstaaten 
eine gewisse Sicherheit zu gewährleisten, ist es an- 
gezeigt, die erste Rate des GomeinschaftszoIIkon- 
lingerits verhältnismäßig hoch, d.h. auf 200 Tonnen 
festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszu schal len, muß jeder Mitglied- 
staat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz aus- 
genutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine einzel- 
nen zusätzlichen Quoten fast ganz ausgenutzt sind, 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten müssen 
bis Zinn Ende des Kontingentszeitraums gelten. 
Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission, die vor allem den Stand der Ausschöp- 
fiing der Kontingentsmenge verfolgen und die Mit- 
glieclstaaten darüber unterrichten können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, um so zu vermeiden, daß ein Teil des Ge- 
meinschaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
nicht ausgenulzt wird, während er in anderen ver- 
wendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese bei der Aufteilung 
des betreffenden Zollkontingents vertreten werden, 


kemn jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaitung der dieser Wirlschaftsunion zugcieilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
wtuden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. De.'ember 1971 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrochrom mit einem 
Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gew ichlshundert- 
f ei len oder w^eniger und an Chrom von mehr als 
30 bis 90 Ge wichtsluinder Heilen (hoch raffiniertes 
Ferrochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I im Rahmen 
eines zusälzlidien Gemoinschaftszollkontingents von 
250 Tonnen auf 6®/o ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von dic'seni Geiiieinschaftszoilkontingent wird 
eine erste Rate von 200 Tonnen auf bestimmte Mit- 
glieclstaoten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehalt- 
lich des Artikels 6 bis zum 31. Dezember 1971 gelten, 
belaufen sich für die Mitgliedstaaten auf folgende 
Mengen: 

Benelux 100 Tonnen, 

Italien 100 Tonnen, 

2. Die zweite Rate in Höhe von 50 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Trilt in Dculschland oder Frankreich ein Bedarf an 
Ferrochrom der in Artikel 1 beschriebenen Beschaf- 
fenheit auf, so entnehmen diese Vlitgliedstaaten eine 
angemessene Quote aus der Reserve, soweit diese 
es gestattet. 

Diese Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um die Beteiligten von dieser Möglichkeit 
zu unterrichten. 

Artikel 4 

1. Nutzt einer der in Artikel 2 genannten Mit- 
gliedstaaten seine gemäß Artikel 2 Absatz 1 fest- 
gelegte ursprüngliche Quote oder - bei Anwendung 
dos Artikels 6 -- die gleiche Quote abzüglich der auf 
die Reserve übertragenen Menge zu 90 v, H. oder 
mehr aus, so nimmt er unverzüglich durch Mittei- 
lung an die Kommission die Ziehung einer zweiten 
Quote in Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen 
Quote vor, soweit die Reservemenge ausreicht, 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem dieser Mitgliedstaaten ge- 
zogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
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nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durdi Mit- 
teilung an die Kommission die Ziehung einer dritten 
Quote in Höhe von 5 v. H. seiner ursprünglichen 
Quote vor, soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgonutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöp- 
fung der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
können diese Mitgliedstaaten Ziehungen niedrige- 
rer Quoten als in diesen Absätzen vorgesehen vor- 
nehmen, wenn Grund zur Annahme besteht, daß 
diese nicht ausgeschöpft werden könnten. Sie unter- 
richten die Kommission über die Gründe, die sie 
veranlaßt haben, die Bestimmungen dieses Absatzes 
anzu wenden. 


Artikel 5 

Die in Anwendung von Artikel 4 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1971. 


Artikel 6 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote am 
15. November 1971 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 
20 v.H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, spä- 
testens am 10. Dezember 1971 auf die Reserve. Er 
kann eine größere Menge übertragen, wenn Grund 
zu der Annahme besteht, daß die betreffende Menge 
nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission spätestens 
am 10. Dezember 1971 die Gesamtmenge der Ein- 
fuhren der betreffenden Ware mit, die er bis zum 
15. November 1971 einschließlich durchgeführt und 
auf das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet 
hat. Die Beneluxstaaten und Italien ergänzen diese 
Mitteilung gegebenenfalls durch Angabe des Teiles 
ihrer Quote, den sie auf die Reserve übertragen. 


Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfung der Re- 
serve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 


Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1971 über die Menge der Reserve 
nach den in Anwendung von Artikel 6 erfolgten 
Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rost- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 und 4 gezogenen zusätzlichen Quoten die 
fortlaufende Anrechnung auf ihren kumulierten An- 
teil an dem Gemeinsdiaftszollkontingent zu ermög- 
lichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den Importeuren 
der betreffenden Ware, die sich in seinem Gebiet 
niedergelasesn haben, freien Zugang zu den ihm 
zugeteilten Quoten. 

3. Die Mitgliedslaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit einer 
Anmeldung zwecks Abfertigung zum freien Ver- 
kehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Artikel 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 9 

Die Miigliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quote angerechnet wurden. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nadi ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Den beigefügten Verordnungsentwürfen liegen 
Anträge verschiedener Mitgliedstaaten zugrunde, 
die für 1971 eine autonome Erhöhung der Ge- 
meinschaftszollkontingente für Zeitungsdruckpa- 
pier, Ferrosilizium, Ferrosiliziummangan und 
hochraffiniertes Ferrochrom wünschen. 

Hinsichtlich der Anträge auf Erhöhung entspre- 
chen die für diese Waren bisher eröffneten Kon- 
tingentsmengen, abgesehen von Zeitungsdruck- 
papier, den vertragsmäßigen Mengen. Für Zei- 
tungsdruckpapier umfaßt das eröffnete Kontin- 
gent von 1 193 000 Tonnen die vertragsmäßige 
Menge von 625 000 Tonnen und einen autonomen 
Teil von 568 000 Tonnen, 

2. Die genannten Anträge wurden insbesondere 
während einer Konsultationstagung der Sach- 
verständigen aller Mitgliedstaaten am 12. und 
13. Juli 1971 auf der Grundlage der von den 
zuständigen Stellen gelieferten Angaben und 
Wirtschaftsvorausplanungen geprüft. 

3. Für die betreffenden Waren wurde, soweit es 
möglich war, eine Gemeinschaftsbilanz ausge- 
arbeitet, ohne daß jedoch die voraussichtlichen 
Erhöhungen dem Ergebnis dieser Bilanz entspre- 
chen. Wie die Kommission nämlich schon unter 
Ziffer 2 der Begründung in der Anlage zu ihrem 
Schreiben vom 7. November 1968 (Dok. R/1951/ 
68 - GZT 890) ausgeführt und unter Ziffer 7 der 
Begründung in der Anlage zu ihrem Schreiben 
vom 30. September 1969 (Dok. R/ 1707/69 - GZT 
54) wiederholt hatte, ist es bei den autonomen 
Gemeinschaftszollkontingenten nicht damit ge- 
tan, lediglich systematisch eine Kontingents- 
menge zu eröffnen, die dem geschätzten Bedarf 
an Einfuhren aus dritten Ländern entspricht. 
Diese Berechnungsart kann sich für die Gemein- 
schaftsproduktion nachteilig erweisen oder aber 
den Anreiz zur Ausweitung des jeweiligen Sek- 
tors nehmen. Diese Überlegungen spielten vor 
allem bei der Ausarbeitung der Entwürfe für 
Ferrosilizium und Ferrosiliziummangan eine 
Rolle. 

Auch andere Beurteilungselemente können bei 
der Festsetzung der autonomen Kontingents- 
menge in Betracht gezogen werden. In diesem 
Zusammenhang darf weder der besondere Cha- 
rakter des Handels mit der betreffenden Ware 
(im Falle des Zeitungsdruckpapiers) noch die 
Tatsache übersehen werden, daß die traditionel- 
len Handelsströme zwischen der Gemeinschaft 
und bestimmten dritten Ländern nicht allzu plötz- 
lich beeinträchtigt werden dürfen (bei hochraffi- 
niertem Ferrochrom). 


Aus diesen Überlegungen heraus wurden schließ- 
lich Verordnungsentwürfe ausgearbeitet, mit 
denen autonome Gemeinschaftszollkontingente 
für Mengen eröffnet werden, die mit den An- 
trägen der am stärksten interessierten Mitglied- 
staaten nahezu übereinstimmen. 

4. Abgesehen von dem Zollkontingent für Zeitungs- 
druckpapier ist zu den geplanten Verwaltungs- 
modalitäten - insbesondere der Bildung einer 
Reserve - nichts besonderes zu bemerken, da sie 
sich nicht von den bereits vorgeschlagenen und 
vom Rat angenommenen Modalitäten für die Er- 
höhungen autonomer Kontingente für diese 
Ferrolegierungen für 1969 unterscheiden. 

Im Falle von Zeitungsdruckpapier ist die Kom- 
mission aus den schon im letzten Absatz von 
Ziffer 6 der Begründung in der Anlage zu ihrem 
Schreiben vom 10. Dezember 1968 (siehe Dok. 
R/2204/68 X GZT 103) dargelegten Gründen, die 
sie unter Ziffer 3 ihres Schreibens vom 30. Sep- 
tember 1969 (Dok. R/ 1707/69 - GZT 54) nochmals 
bekräftigt hat, weiterhin der Ansicht, daß eine 
endgültige Aufteilung des Gemeinschaftszollkon- 
tingents auf die Mitgliedstaaten der Art des 
betreffenden Kontingents zuwiderläuft. Die Bil- 
dung einer Reserve hätte vor allem die Mög- 
lichkeit geboten, während des Kontingents) ahres 
die Quoten derjenigen Mitgliedstaaten, deren 
gleichbleibende Versorgung in Frage gestellt 
war, anzupassen; außerdem hätte auch die Ge- 
währung eines nationalen Zollkontingents über 
Artikel 28 unterbleiben können, daß sich in der 
Folge als nicht erforderlich erwiesen hat. 

Aus diesen Gründen soll diese Erhöhung auf 
dem Verordnungswege mit besonderen Modali- 
täten für die Aufteilung und Verwaltung erfol- 
gen, die dem eingebrachten Antrag entsprechen 
und auch die Schaffung einer Reserve beinhalten. 

5, Zu dem Kontingentszollsatz für Zeitungsdrude- 
papier hat die Gemeinschaft in einem S^reiben 
an die nordische Delegation mitgeteilt (Text 
Nord 4 des Dokuments NCG (67) 44 Rev.), sie 
habe beschlossen, jedes Jahr gemäß Artikel 28 
des Vertrages von Rom ein zollfreies Zollkontin- 
gent zu gewähren, sobald feststehe, daß alle Ver- 
sorgungsmöglichkeiten auf dem Gemeinschafts- 
markt während des laufenden Wirtschaftsjahres 
genutzt wurden und das im GATT konsolidierte 
zollfreie Kontingent in Höhe von 625 000 Tonnen 
vollständig ausgeschöpft sei. 

Die geplanten Zollsätze für die Kontingentser- 
höhungen bei Ferrolegierungen sind etwas höher 
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als die Zollsätze, die der Rat für die gleichen 
Waren bei den Kontingentserhöhungen für das 
Jahr 1970 beschlossen hatte. Dies ist gerechtfer- 
tigt, weil keine Störungen auf dem Sektor der 
Gemeinschaftsproduktion hervorgerufen und der 
Anreiz für eine eventuelle Ausweitung dieses 
Sektors nicht genommen werden darf, und über- 
dies sollen die Verbraucher in der EWG veran- 
laßt werden, sich stärker innerhalb der Gemein- 
schaft zu versorgen. 


6. Die beigefügten Verordnungsentwürfe dürften 
daher insgesamt sowohl hinsichtlich der Mengen 
als auch der Kontingentszollsätze eine ausge- 
wogene Lösung darstellen. Daraus könnte sich 
eine für alle Mitgliedstaaten zufriedenstellende 
Lösung ergeben, und deshalb ist die Kommission 
der Auffassung, daß es den Mitgliedstaaten bei 
Annahme dieser Verordnungen möglich sein 
müßte zu erklären, daß sie für das Jahr 1971 bei 
den jeweiligen Waren auf die Ansprüche ver- 
zichten, die ihnen aufgrund der betreffenden 
Protokolle zum Abkommen über die Liste G zu- 
stehen. 
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